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Der VIII* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 28. Februar 1973 
durch die Richter Dr. Gelhaar, Claßen, Braxmaier,
Dr. Hiddemann und Hoffmann

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 4. Zivil­
senats des Bayerischen Oberlandesgerichts 
München mit dem Sitz in Augsburg vom 11.Mai 
1971 wird auf Kosten des Klägers zurückge­
wiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Rechtsstreit geht um die Rückzahlung des Kauf­
preises für einen Krupp-Sattelschlepper, den der Klä­
ger am 23. Januar 1967 für 16 000 DM vom Beklagten ge­
kauft hat.

Das am 12. Dezember 1962 erstmals zum Verkehr zu­
gelassene Fahrzeug war ursprünglich ein Krupp-Lkw 
(Pritschenwagen). Nach einem Unfall bei km-Stand 10 000 
bis 12 000 hatte der Vorbesitzer P f l H H H H B  es in sei­
nem eigenen Betrieb zu einem Sattelschlepper umgebaut 
und dabei den Austauschrahmen über den Beklagten bezo­
gen; der Einbau des neuen Rahmens wurde im Kraftfahr­
zeugbrief vermerkt. P M H H I B i  ließ den Schlepper noch 
zwei bis drei Jahre mit einem Tankaufleger in seinem
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Betrieb laufen, dann kam er zum Beklagten, von dort 
zum Kläger, Bei der Finanzierung des Ankaufes war 
die Firma KfllP in eingeschaltet, die dem
Kläger später aus der Weiterveräußerung des Fahr­
zeugs 3 650 DM Erlös gutbrachte.

Der Kläger hat den Anspruch auf Rückzahlung der 
restlichen 12 350 DM Kaufpreis nebst Zinsen in erster 
Linie damit begründet, der Beklagte habe ihm den Un­
fall des Voreigentümers arglistig verschwiegen. Erst 
nach Einsicht in den Kraftfahrzeugbrief bei der Finan­
zierungsfirma habe er davon erfahren und sodann durch 
Anwaltschreiben vom 30. Juni 1967 den Kaufvertrag an- 
gefochten. Das Fahrzeug weise auch erhebliche Mängel 
auf, die auf den alten Unfall zurückzuführen seien.

Das Landgericht hat nach Vernehmung von Zeugen 
der Klage stattgegeben, das Oberlandesgericht hat 
gegen den Kläger erkannt. Mit der vom Berufungsge­
richt zugelassenen Revision, deren Zurückweisung der 
Beklagte beantragt, verfolgt der Kläger sein Klagebe­
gehren weiter.

Entscheidungsgründe:

I. Soweit das Berufungsgericht dem Kläger An­
sprüche aus kaufrechtlicher Gewährleistung (§§ 459 ff 
BGB) versagt, bringt die Revision keine Angriffe vor. 
Anderseits hat der Beklagte in der Revisionserwiderung 
seine Passivlegitimation nicht mehr bestritten.
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II. Soweit die Revision sich darauf beruft, zu­
gunsten des Klägers müsse für den Revisionsrechtszug 
unterstellt werden, daß dieser den Beklagten beim 
Kauf des Fahrzeugs nach früheren Unfällen gefragt und 
hierauf eine verneinende Antwort erhalten habe, schei­
tert der Revisionsangriff schon daran, daß dieses Vor­
bringen erstmals in den Schriftsätzen vom 5. und 14. 
April 1971 enthalten ist, die der Beklagte nach der 
letzten mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsge­
richt und ohne entsprechenden Vorbehalt eingereicht 
hat. Das Berufungsgericht hat dieses Vorbringen als 
verspätet zurückgewiesen, weil seine Zulassung die 
Erledigung des Rechtsstreits verzögern würde und weil 
es - als im engsten Zusammenhang mit dem übrigen Sach- 
vorbringen des Klägers stehend und diesem offenbar von 
Anfang an bekannt - längst hätte vorgetragen werden 
können und müssen, zumindest in der Berufungsbegrün­
dung.

Verfahrensrügen gegen diese aus Rechtsgründen 
nicht zu beanstandende Sachbehandlung seitens des Be­
rufungsgerichts sind von der Revision nicht erhoben.

III. Es kann sich deshalb nur fragen, ob eine 
wirksame Anfechtung des Kaufvertrags wegen arglisti­
ger Täuschung auch dann in Betracht kommt, wenn der 
Kläger beim Kauf des Fahrzeugs nicht ausdrücklich 
nach früheren Unfallschäden gefragt hat, mit ande­
ren Worten: ob der Beklagte verpflichtet war, unauf­
gefordert dem Kläger mitzuteilen, das Fahrzeug habe 
bei km-Stand 10 000 bis 12 000 einen Unfall gehabt.
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Das Berufungsgericht hat dies verneint und hier­
zu festgestellt: Dem Kläger,als Transportunternehmer, - 
ist der Umbau des Fahrzeugs vom Pritschenwagen zum 
Sattelschlepper bekannt gewesen, und selbst ein Laie 
hat erkennen können, daß es sich um ein umgebautes 
Fahrzeug handle. Nach dem Umbau ist das Fahrzeug wei­
ter noch zwei bis drei Jahre bei gelaufen,
bis dieser es anläßlich einer Neuanschaffung dem Be­
klagten in Zahlung gab. Durch den Umbau sei ein ganz 
anderes Fahrzeug entstanden, das nach weiteren ca.
240 000 km Unfall- und störungsfreier Fahrleistung 
bei P V H B H H I i  nicht mehr als Unfallfahrzeug in dem 
Sinne habe angesehen werden können, daß sich eine Of­
fenbarungspflicht des Verkäufers bezüglich der frühe­
ren Unfallschäden gegenüber Kaufinteressenten ergeben 
hätte.

Diese Ausführungen des Berufungsgerichts lassen 
einen Rechtsfehler nicht erkennen. Sie stehen mit der 
ständigen Rechtsprechung des Senats in Einklang, wo­
nach die Frage, ob beim Verkauf gebrauchter Kraftwa­
gen der Verkäufer zu einer Mitteilung früherer Un­
fallschäden verpflichtet ist, nicht generell, sondern 
nur unter Berücksichtigung der konkreten Sachlage be­
antwortet werden kann. Die Revision bringt nichts vor, 
was bei dem vom Berufungsgericht zugrunde gelegten 
Sachverhalt für eine Verpflichtung des Beklagten spre­
chen könnte, den lange zurückliegenden Unfall des 
Fahrzeuges und die Gründe für den seinerzeit durchge­
führten, dem Kläger ohne weiteres erkennbaren Umbau 
des Fahrzeugs vom Pritschenwagen zum Sattelschlepper 
unaufgefordert mitzuteilen. Dabei kann dahinstehen, 
wie der Beklagte eine ausdrückliche Frage des Klägers
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nach früheren UnfallSchäden, wenn sie gestellt wor­
den wäre, hätte beantworten müssen, d.h. ob der Be­
klagte dem Umbau des Fahrzeugs und der langen Be­
währung zwischen Umbau und Weiterverkauf bei Beant­
wortung einer solchen Frage das entscheidende Ge­
wicht hätte beimessen dürfen oder ob er ungeachtet 
all dessen allein schon wegen der ausdrücklich an 
ihn gerichteten Frage auch die lange zurückliegen­
den, in ihrer Auswirkung praktisch behobenen Schä­
den hätte erwähnen müssen. Hier ist jedenfalls da­
von auszugehen, daß der Kläger den Beklagten nach 
früheren UnfallSchäden des Fahrzeugs nicht ausdrück­
lich gefragt hat. Dann aber erweist sich die Annahme 
des Berufungsgerichts, beim Verkauf des Fahrzeugs an 
den Kläger habe es an einer Arglist des Beklagten ge­
fehlt, als rechtlich fehlerfrei. Ein dem Senatsurteil 
vom 20. März 1967 - VIII ZR 288/64 = LM BGB § 123 Nr. 35 
vergleichbarer Sachverhalt liegt bei der Fallgestal­
tung, die das Berufungsgericht auf Grund der prozeß­
rechtlichen Lage ohne Rechtsfehler zugrunde gelegt 
hat, nicht vor.
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IV. Nach allem hat das Berufungsgericht ohne 
Rechtsverstoß die Anfechtung des Kaufvertrags nicht 
durchgreifen lassen, weil es an einer arglistigen 
Täuschung seitens des Beklagten fehlt. Die Revision 
ist daher als unbegründet zurückzuweisen. Gemäß § 97 
Abs. 1 ZPO hat der Kläger die Kosten der Revision 
zu tragen.

Dr. Gelhaar Claßen Braxmaier

Dr.Hiddemann Hoffmann
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